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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 

 

 
Jahresabschluss 2017 

der Ostfriesland Touristik – Landkreis Aurich GmbH 
 
Gemäß § 36 der Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) wird ortsüblich bekannt gegeben, dass der 
Aufsichtsrat und die Gesellschafterversammlung der Ostfriesland Touristik – Landkreis Aurich GmbH 
in der gemeinsamen Sitzung am 12.06.2018 den Jahresabschluss 2017 festgestellt haben und die 
Gesellschafterversammlung der Geschäftsführung und dem Aufsichtsrat, vorbehaltlich der Prüfung 
des Jahresabschlusses 2017 durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Kommuna-Treuhand GmbH 
und der Bestätigung durch das RPA des Landkreises Aurich, die Entlastung für das Wirtschaftsjahr 
2017 erteilt hat. 
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Der Aufsichtsrat und die Gesellschafterversammlung haben beschlossen, den Jahresgewinn aus der 
Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 01. Januar bis 31. Dezember 2017 in Höhe von 
21.339,01 € in das Wirtschaftsjahr 2018 auf neue Rechnung vorzutragen. 
 
Der Jahresabschluss 2017 der Ostfriesland Touristik – Landkreis Aurich GmbH wurde mit Ein-
verständnis des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Aurich durch die Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Kommuna Treuhand GmbH, Delmenhorst, geprüft. Die Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft hat mit Datum vom 29.06.2018 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk, der mit einer Vorbemerkung versehen ist, erteilt: 
 
„Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchführung entsprechen nach pflichtgemäßer Prü-
fung den Rechtsvorschriften. Die Geschäftsführung erfolgt ordnungsgemäß. Die Entwicklung der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, der Liquidität und der Rentabilität ist nicht zu beanstanden. Die 
Gesellschaft wird wirtschaftlich geführt.“ 
 
Das Rechnungsprüfungsamt hat am 12.09.2018 bestätigt, dass sich ergänzende Feststellungen i. S. 
von § 33 und § 34 EigBetrVO zum uneingeschränkten Bestätigungsvermerk der Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft nicht ergeben haben. 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden in der Zeit vom 19.11.2018 bis 27.11.2018 im Kreis-
haus Aurich, Fischteichweg 7-13, Zimmer 2.015, während der Dienststunden öffentlich ausgelegt. 
 
Aurich, 07.11.2018 
 
Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 
Weber 
 
 

 
B. Bekanntmachungen der Stadt Emden 

 

 
Bekanntmachung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

für einen Gewässerausbau gemäß § 68 WHG / Stadt Emden 
 
Die Boss V + V GmbH & Co. KG, 32457 Porta Westfalica, hat im Rahmen des Neubau SB Möbel Boss 
Thüringer Str. 3, Emden, für die Herstellung von 3 Regenrückhaltebecken, von Drosselbauwerken und 
die Verfüllung eines Grabens auf dem Baugelände einen Antrag nach § 68 WHG für einen Gewässer-
ausbau in der Gemarkung Larrelt, Flur 5, Flurstücke 4/173 und 4/174 gestellt. 
 
Die Stadt Emden hat nach der Vorprüfung des Einzelfalls gemäß des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeit (UVPG) vom 12.02.1990 (BGBl. I S. 205), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24.02.2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30.11.2016 (BGBl. I S. 2749) 
geändert worden ist, festgestellt, dass eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung für das Vorhaben nicht besteht.  
 
Es sind insgesamt keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu erwarten bzw. diese werden 
durch eine angepasste Technik, durch die angepasste zeitliche Ausführung der Baumaßnahmen und 
einer ökologischen Baubegleitung vermieden. 
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Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 3a UVPG bekannt gemacht. Diese Feststellung ist nicht selb-
ständig anfechtbar. 
 
Emden, den 14.11.2018 
 
Stadt Emden 
 
Der Oberbürgermeister 
 
 

 
C. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
Änderungsatzung zur 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Kindertagesstätten 
der Gemeinde Ihlow 

 
Aufgrund der §§ 10, 11, 58 und 11 der Niedersächsischen Kommunalverfassung (NKomVG) in der 
Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom  
20. Juni 2018 (Nds. GVBl. S. 113), der §§ 1, 2 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengeset-
zes (NKAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. April 2017 (Nds. GVBl. S. 121), § 90 SGB VIII 
in der Fassung vom 11.09.2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert durch Artikel 10 Absatz 10 des Ge-
setzes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) und des § 20 des Gesetzes über Tageseinrichtungen für 
Kinder (KiTaG) in der Fassung vom 07.02.2002 (Nds. GVBl. S. 57), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22.06.2018 (Nds. GVBl. S. 124), hat der Rat der Gemeinde Ihlow in seiner Sitzung am 08.11.2018 fol-
gende Änderungssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
In § 1 - Allgemeines wird folgender Absatz 3 eingefügt: 
 
(3) Abweichend von § 21 Satz 2 des Gesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder (KiTaG) werden für 
Kinder ab dem ersten Tag des Monats, in dem sie das dritte Lebensjahr vollenden, bis zu ihrer Ein-
schulung, unabhängig von der Dauer der Betreuungszeit (einschließlich etwaiger Sonderöffnungszei-
ten), keine Benutzungsgebühren erhoben. Dies schließt auch Zeiten nach § 4a dieser Satzung ein. 
 

§ 2 
 
In § 4 - Höhe der monatlichen Gebühr wird Absatz 4 wie folgt neu gefasst: 
 
(4) Bei der Berechnung nach Abs. 3 werden diejenigen Kinder nicht berücksichtigt, für die eine Ge-
bührenbefreiung nach § 21 KiTaG in Verbindung mit § 1 Abs. 3 dieser Satzung gilt.  
 

§ 3 
 
In § 4b - Nachmittagsbetreuung werden die Absätze 2 und 4 gestrichen. Der bisherige Absatz 3 wird 
zu Absatz 2. 
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§ 4 - Inkrafttreten 
 
Diese Änderungssatzung tritt mit Wirkung vom 01.08.2018 in Kraft.  
 
Ihlow, den 08.11.2018 
 
Gemeinde Ihlow 
 
Der Bürgermeister 
Börgmann 
 
 

 
D. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 

 

 
Feststellung gem. § 5 UVPG 

(Bio-Power Großheide GmbH) 
Bek. d. GAA Emden v. 12.11.2018 – G3.028.12/99 

 
Die Bio-Power Großheide GmbH hat mit Schreiben vom 22.06.2018, eingegangen am 27.06.2018, die 
Erteilung einer Genehmigung gemäß §§ 16 i. V. m. 19 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) in der derzeit geltenden Fassung für die Änderung der bestehenden Biogasanlage am Standort 
Coldinner Straße 24, 26532 Großheide, Gemarkung Großheide, Flur 2, Flurstücke 6/14 beantragt. 
 
Gegenstand der Änderung sind die Errichtung und der Betrieb eines Tragluftdaches mit Gasspeicher 
auf dem Gärrestelager. 
 
Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 9 Abs. 3 i. V. m. § 7 Abs. 2 und Nummer 
8.4.2.2 und 1.2.2.2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
derzeit geltenden Fassung durch eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls zu ermitteln, ob 
für das beantragte Vorhaben die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist. 
Bei der Vorprüfung ist auch zu berücksichtigen, ob erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
durch die Merkmale des Vorhabens oder des Standorts oder durch Vorkehrungen des Vorhabenträ-
gers offensichtlich ausgeschlossen werden. 
 
Die Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung in diesem Verfahren nicht 
erforderlich ist. Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen werden durch das Vorhaben nicht her-
vorgerufen. 
 
Die geplante Änderung führt im Regelbetrieb der Anlage zu keinen zusätzlichen nachteiligen Um-
weltauswirkungen. 
 
Die Errichtung des Gasspeicherdachs auf dem Gärrestelager führt allerdings zu einer Erhöhung der 
maximalen Gaslagermenge. Entsprechend steigen auch die damit verbundenen potentiellen Auswir-
kungen auf die Schutzgüter für den Fall einer Störung wie Brand oder Gasaustritt. Diesen Betriebsstö-
rungen wird durch die bereits in den bisherigen Genehmigungen vorgesehenen und von der Antrag-
stellerin geplanten Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen hinreichend vorgebeugt. 
 
Die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht somit nicht. Diese Fest-
stellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Sie ist nicht selbstständig anfechtbar.  
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Öffentliche Bekanntmachung 
in der Flurbereinigung Alte Flumm 

Vorläufige Besitzeinweisung 
 

1. In dem mit Beschluss vom 11.10.2011 angeordneten Flurbereinigungsverfahren Alte Flumm 
(s. Hinweis Nr. 3) werden die Beteiligten gem. §§ 65 und 66 des Flurbereinigungsgesetzes 
(FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), hiermit zum 01.01.2019 vorläufig in den Besitz der neuen Grund-
stücke eingewiesen. 

2. Die tatsächliche Überleitung in den neuen Zustand, d. h. der Übergang des Besitzes, der Verwal-
tung und der Nutzung der neuen Grundstücke, wird im Einzelnen durch die Überleitungsbe-
stimmungen vom 24.10.2018 geregelt. Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft der Flurberei-
nigung Alte Flumm wurde gemäß § 65 Abs. 2 FlurbG i. V. m. § 62 Abs. 2 FlurbG zu den Überlei-
tungsbestimmungen gehört. 
 

3. Die Überleitungsbestimmungen liegen während der Bekanntmachung dieser Anordnung der 
vorläufigen Besitzeinweisung gemäß § 65 FlurbG zur Einsichtnahme für die Beteiligten während 
der Dienststunden bei der Gemeinde Großefehn aus. 
 
Die Einsichtnahme in die Überleitungsbestimmungen wird jedem Beteiligten dringend empfoh-
len. 
 

4. Mit dem in den Überleitungsbestimmungen aufgeführten Zeitpunkt gehen der Besitz, die Ver-
waltung und die Nutzung der neuen Grundstücke auf die neuen Empfänger über (§ 66 FlurbG); 
es dürfen also nur noch die zugewiesenen neuen Grundstücke bewirtschaftet werden. 
 

5. Die Ergebnisse der neuen Feldeinteilung werden den Teilnehmern (Eigentümer und Erbbaube-
rechtigte), denen neue Flächen zugeteilt werden, in gesonderten Terminen erläutert. Die Ladung 
dazu erfolgt durch persönliches Anschreiben. 
 
Allen Teilnehmern, die nicht von Änderungen betroffen sind, sowie den Nebenbeteiligten (wie 
Pächtern und anderen Inhabern von Rechten an Grundstücken) wird die neue Feldeinteilung in 
einem Termin am Donnerstag, den 06.12.2018 von 9.00 Uhr bis 12.30 Uhr im „Dorfgemein-
schaftshaus Akelsbarg“, Boßelstraße 60, 26629 Großefehn-Akelsbarg bekannt gegeben. 
 

6. Die rechtlichen Wirkungen der vorläufigen Besitzeinweisung enden mit der Ausführung des Flur-
bereinigungsplanes. Bis zum Eintritt des neuen Rechtszustandes gemäß §§ 62 und 63 FlurbG 
kann auch nur über die bisherigen Grundstücke grundbuchmäßig verfügt werden. Hiervon sollte 
aber nach Möglichkeit abgesehen werden. Falls jedoch aus zwingenden Gründen grundbuchmä-
ßige Verfügungen getroffen werden müssen, werden die Teilnehmer gebeten, zuvor bei dem ArL 
Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich als zuständiger Flurbereinigungsbehörde Auskunft einzuho-
len. 

 
7. Soweit einvernehmliche Lösungen zwischen den Vertragsparteien über Leistungen des Nieß-

brauchs (§ 69 FlurbG), Pachtausgleich (§ 70 Abs. 1 FlurbG) und die Auflösung von Pachtverhält-
nissen (§ 70 Abs. 2 FlurbG) nicht getroffen werden können, entscheidet gemäß § 71 FlurbG i. V. 
m § 66 Abs. 2 FlurbG die Flurbereinigungsbehörde. Die Entscheidung ergeht nur auf Antrag. 
 
Im Falle des § 70 Abs. 2 FlurbG (Auflösung des Pachtverhältnisses wegen wesentlicher Erschwe-
rung) ist nur der Pächter antragsberechtigt. 
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Die Anträge sind spätestens drei Monate nach Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung bei 
dem ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich als zuständiger Flurbereinigungsbehörde zu stellen. 
Der Lauf der Frist beginnt am ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung dieser Anordnung der 
vorläufigen Besitzeinweisung gemäß § 65 FlurbG. 
 

8. Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 3 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19.03.1991 
(BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Art. 5 Abs. 2 des Gesetzes vom 08.10.2017 (BGBl. I S. 3), 
wird hiermit die sofortige Vollziehung der vorläufigen Besitzeinweisung angeordnet. 

 
Begründung 
Nach § 65 Abs. 1 FlurbG können die Beteiligten in den Besitz der neuen Grundstücke vorläufig einge-
wiesen werden, wenn deren Grenzen in die Örtlichkeit übertragen worden sind und endgültige 
Nachweise für Flächen und Wert der neuen Grundstücke vorliegen sowie das Verhältnis der Abfin-
dung zu dem von jedem Beteiligten Eingebrachten feststeht.  
 
Durch die vorläufige Besitzeinweisung sollen die Beteiligten möglichst früh in den Besitz der neuen 
Grundstücke gelangen, um die mit der Flurbereinigung regelmäßig verbundenen Vorteile so früh wie 
möglich nutzen zu können. Es wird darüber hinaus vermieden, dass die Verfahrensflächen in Folge 
der bestehenden Unsicherheit über die Neuregelung in ihrem Kulturzustand vernachlässigt werden 
und den Planempfängern dadurch zusätzliche Pflegearbeiten entstehen. Die Beteiligten sind auf die 
vorläufige Besitzeinweisung vorbereitet worden. Sie konnten sich zeitlich auf die durch diesen Ver-
fahrensschritt bedingten betriebswirtschaftlichen Umstellungen einstellen. Außerdem ist die Besitz-
einweisung und die Bewirtschaftung der neuen Grundstücke in der Feldeinteilung Voraussetzung für 
den restlichen Ausbau des Wege- und Gewässernetzes und der sonstigen noch zu erstellenden Anla-
gen. 
 
Die gesetzlichen Voraussetzungen für den Erlass der vorläufigen Besitzeinweisung liegen somit vor 
(§§ 65 ff. FlurbG). 
 
Die sofortige Vollziehbarkeit liegt im besonderen öffentlichen und überwiegenden Interesse der Be-
teiligten. Es entspricht dem Zweck der Flurbereinigung, den Übergang vom alten in den neuen Zu-
stand unverzüglich vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen gegeben sind. Im Hinblick auf die künf-
tige Bestellung liegt es im Interesse der Beteiligten, dass die betroffenen Grundstücke sofort in Besitz 
und Nutzung genommen werden können und die bestehende Ungewissheit über den Eintritt des 
neuen Zustandes entfällt. Durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung wird auch gewährleistet, 
dass die Einweisung in die neuen Flächen zu einem einheitlichen Termin erfolgt. Hierdurch sollen 
landeskulturelle Nachteile, soweit möglich, vermieden werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Amt für regiona-
le Landesentwicklung (ArL) Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg sowie bei der 
Geschäftsstelle Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, schriftlich oder zur 
Niederschrift Widerspruch erhoben werden. 
 
Hinweise 
1. Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass Rechtsbehelfe, die ihrem Wesensgehalt nach die 

Zweckmäßigkeit oder die mangelnde Wertgleichheit der Abfindung angreifen, nicht gegen die 
vorläufige Besitzeinweisung gemäß § 65 FlurbG zu erheben sind, sondern in einem späteren 
Zeitpunkt in dem besonderen Anhörungstermin zur Vorlage des Flurbereinigungsplanes vorzu-
bringen sind (§ 59 FlurbG). 
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2. Für alle Anträge auf Auszahlung der Betriebsprämien von flächenbezogenen Zahlungen sowie 
von Zahlungen für Agrarumweltmaßnahmen müssen ab der Antragstellung 2019 die durch die 
vorläufige Besitzeinweisung zugewiesenen Flächen in den jeweiligen Anträgen auf Agrarförde-
rung angegeben werden. Sofern Teilnehmer am Flurbereinigungsverfahren an Agrarumwelt-
maßnahmen teilnehmen, wird empfohlen, sich vor Antragstellung auf Agrarförderung mit der 
zuständigen Bewilligungsstelle der Landwirtschaftskammer Niedersachsen in Verbindung zu set-
zen. 

 
3. Das Flurbereinigungsgebiet umfasst teilweise die Gemarkungen Akelsbarg, Felde, Holtrop, Wris-

se und Aurich-Oldendorf, allesamt Gemeinde Großefehn. Sie sind aus einer Gebietskarte zu er-
sehen, die bei der Gemeinde Großefehn mit den Überleitungsbestimmungen zur Einsichtnahme 
ausliegt. 
 

4. Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese öffentliche Bekanntmachung auch 
im Internet unter www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachun-
gen“ eingestellt 

 
Aurich, 09.11.2018 
 
Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems 
 - Geschäftsstelle Aurich -  
 
Im Auftrage 
Wieghaus 
 

 
Überleitungsbestimmungen 

zur Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung 
in der Flurbereinigung Alte Flumm, Landkreis Aurich 

 
Entsprechend der öffentlichen Bekanntmachung der Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung 
gemäß §§ 65 und 66 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I 
S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794) wird nach Anhörung des Vor-
standes der Teilnehmergemeinschaft die tatsächliche Überleitung in den neuen Zustand, namentlich 
der Übergang des Besitzes und der Nutzung der neuen Grundstücke, durch die Überleitungsbestim-
mungen geregelt. 

Davon abweichend können die Teilnehmer untereinander private Vereinbarungen treffen. Die Ein-
haltung dieser Vereinbarungen werden von dem Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, 
Geschäftsstelle Aurich als zuständige Flurbereinigungsbehörde jedoch nicht überwacht. 

1. Besitzübergang 
 
1.1.  Landwirtschaftliche Nutzflächen 

Landwirtschaftliche Nutzflächen gehen spätestens am 01.01.2019 (allgemeiner Übergangster-
min) auf den neuen Besitzer über. Ackerflächen gehen in unbearbeitetem Zustand über. Eine 
Entschädigung für ausgebrachten organischen Dünger oder Mineraldünger wird nicht gezahlt. 
Sollten im Einzelfall Flächen noch nicht geräumt sein, sollen sich die Beteiligten mit dem Amt für 
regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich in Verbindung setzen. Sofern die 
neuen Grundstücke zum Stichtag mit Zwischenfrüchten bestellt sind, brauchen sie nicht geräumt 
zu werden. 

Zum Stichtag gehen auch alle weitere Flächen (z.B. Gärten und Hausgärten) auf die neuen Besit-
zer über.  

http://www.flurb-we.niedersachsen.de/
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Grünland darf, soweit es an andere Beteiligte übergeht, nicht umgebrochen werden. 

Ackerflächen, auf denen Winterfrüchte (z. B. Wintergetreide, Winterraps) stehen, gehen eben-
falls zu dem Übergabestichtag auf den neuen Besitzer über. Bezüglich der aufstehenden Kulturen 
müssen sich Altbesitzer und Neubesitzer einigen. Sofern eine Einigung nicht erzielt wird, ist spä-
testens zum 15.02.2019 das Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Geschäftsstelle 
Aurich zu beteiligen. 

1.2.  Sonstige auf den Landabfindungen befindliche Gegenstände und besondere Bestandteile 

 Siloreste, Mist-, Stroh-, und Heuhaufen, auf dem Feld verbliebene sowie gelagerte Rundbal-
len, Futtersilo und Mieten einschließlich Abdeckplanen und Abfallreste müssen vom bisheri-
gen Eigentümer/Pächter bis zum 31.01.2019 abgeräumt werden.  

 Melkstände, Steinhaufen, Bauschutt und Erdhaufen müssen ebenfalls vom bisherigen Eigen-
tümer/Pächter bis zum 31.01.2019 abgeräumt werden. 

 Den früheren Besitzern ist es gestattet, ihre bisherigen Flächen bis zum 31.01.2019 zu be-
treten, um ihnen gehörende Gegenstände (z.B. Tränkebecken, Pumpen o.ä.) abzuräumen. 

Nach Ablauf der o.g. Fristen werden die Bestandteile entweder auf Antrag des neuen Besit-
zers auf Kosten und Gefahr des bisherigen Eigentümers/Pächters durch die Teilnehmerge-
meinschaft beseitigt oder gehen ohne Entschädigung des alten Eigentümers/Pächters in das 
Eigentum des neuen Besitzers über. 

 Brunnen, ortsfeste Tränkeanlagen und sonstige wesentliche Bestandteile gehen - soweit zwi-
schen den Teilnehmern nicht anderes vereinbart wird - mit dem Besitzübergang des Grund-
stücks auf den neuen Besitzer über. Sofern erforderlich, wird der bisherige Eigentümer für 
diese Bestandteile gesondert abgefunden. Entsprechende Geldabfindungen setzt die Flurbe-
reinigungsbehörde auf gesonderten Antrag - ggf. nach Anhörung eines Sachverständigen - 
fest. Vom Übernehmer wird ggf. eine angemessene Erstattung verlangt. 

Wesentliche Bestandteile dürfen bis zur endgültigen Entscheidung der Flurbereinigungsbe-
hörde nicht verändert, beschädigt oder beseitigt werden, sofern der bisherige Nutzungsbe-
rechtigte bis zum 28.02.2019 schriftlich bei dieser Behörde Einwendungen gegen den Nut-
zungsentzug erhebt. In diesem Falle erhält der Planempfänger entsprechende Nachricht. 

 Dränagen gehen auf den neuen Besitzer über und sind von diesem zu unterhalten. Im Rah-
men der wertgleichen Abfindung evtl. zu leistende Geldausgleiche regelt die Flurbereini-
gungsbehörde. 

1.3.  Schaupflichtige Gräben 

Die Räumung der schaupflichtigen Gräben III. Ordnung ist bis zum 31.01.2019 vom bisherige Ei-
gentümer/ Pächter durchzuführen. Nach Ablauf dieser Frist werden die Gräben auf Antrag des 
neuen Besitzers auf Kosten und Gefahr des bisherigen Eigentümers durch die Teilnehmergemein-
schaft geräumt. 

 
1.4. Zäune und Einfriedungen 

 

Zäune und Einfriedigungen einschließlich Pforten sind - soweit zwischen den Teilnehmern keine 
andere Regelung zustande kommt - vom bisherigen Eigentümer bis zum 31.01.2019 schadlos zu 
beseitigen. Nach Ablauf dieser Frist werden diese Einrichtungen entweder auf Antrag des neuen 
Besitzers auf Kosten und Gefahr des bisherigen Eigentümers durch die Teilnehmergemeinschaft 
beseitigt oder gehen ohne Entschädigung des alten Eigentümers in das Eigentum des neuen Be-
sitzers über. 
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1.5.  Holz 

Hecken, Sträucher, Buschwerk und einzeln stehende Bäume gehen mit dem Besitzübergang des 
Grundstücks auf den neuen Besitzer über. Das Entfernen von Bäumen, Hecken und Sträuchern ist 
nur mit vorheriger Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde erlaubt. Dieses gilt auch für Holzbe-
stände, die in den neuen Grundstücken stehen und die Bewirtschaftung erschweren. 

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass Wallhecken nach dem Bundesnaturschutzgesetz § 29 i. 
V. m. § 22 des Nds. Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz zu erhalten sind. 

Einigen sich die Teilnehmer bzgl. der Holzbestände, die den Besitzer wechseln, nicht untereinan-
der, so wird auf besonderen Antrag eine Entschädigung gemäß § 50 Abs. 2 FlurbG von der Flur-
bereinigungsbehörde - ggf. nach Anhörung eines Sachverständigen - festgesetzt. Vom Überneh-
mer wird ggf. eine angemessene Erstattung verlangt. 

2. Grenzabstände 

Bei der Errichtung von Einfriedungen aus totem Material sowie bei der Anpflanzung von Hecken, 
Bäumen und Sträuchern sind hinsichtlich der Grenzabstände die Vorschriften des Niedersächsi-
schen Nachbarrechtsgesetz vom 31.03.1967 (Nds. GVBl. S. 91) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.07.2014 (Nds. GVBl. S. 206), insbesondere das Schwengelrecht, zu beachten. 

3. Pachtverhältnisse 

Bestehende Pachtverhältnisse werden durch die Besitzeinweisung nicht aufgehoben. Der 
Pachtanspruch des Pächters geht jedoch von dem alten Eigentum des Verpächters auf dessen 
neuen Besitz über. Auf dieser Grundlage sind die Pachtverhältnisse zwischen dem Pächter und 
dem Verpächter zu regeln. 

Einigen sich die Parteien nicht, so entscheidet auf Antrag die Flurbereinigungsbehörde nach 
Maßgabe der §§ 68, 70 und 71 i. V. m. § 66 Abs. 2 des FlurbG. Im Falle des § 70 Abs. 2 FlurbG 
(Auflösung des Pachtverhältnisses wegen wesentlicher Erschwerung) ist nur der Pächter antrags-
berechtigt. 

Die Anträge sind spätestens drei Monate nach Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung bei 
dem Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich als zuständiger 
Flurbereinigungsbehörde zu stellen. Der Lauf der Frist beginnt am ersten Tag der öffentlichen Be-
kanntmachung dieser Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung gemäß § 65 FlurbG. 

4. Zuwegungen 

Als Zuwegungen für die Bewirtschaftung der neuen Flächen sind die neuen Wege und Überfahr-
ten zu benutzen. Sofern diese in Teilen des Flurbereinigungsgebiets noch nicht ausgebaut sind, 
ist die Benutzung der alten Wege und Überfahrten sowie die vorübergehende Zuwegung über 
andere Flächen unter möglichster Schonung der aufstehenden Früchte gestattet. In Streitfällen 
wird eine vorübergehende Zuwegung durch die Flurbereinigungsbehörde festgelegt. 

Erforderliche Überfahrten von den Wegen auf die neuen Grundstücke, die noch nicht erstellt 
sind, werden auf Antrag von der Teilnehmergemeinschaft hergestellt. Die genaue Lage und Ab-
messungen der Überfahrten werden von der Flurbereinigungsbehörde im Benehmen mit dem 
Vorstand der Teilnehmergemeinschaft festgelegt. 

Schadhafte Durchlässe sind auf Verlangen des Landempfängers bis zum 31.03.2019 von den Alt-
eigentümern auf deren Kosten zu entfernen oder so instand zu setzen, dass ein ungehinderter 
Wasserabfluss gewährleistet ist. 

Im Übrigen sind Durchlässe oder sonstigen Überbrückungen von den Empfängern der betreffen-
den Landabfindungen zu unterhalten.  
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5. Planinstandsetzungen 

Arbeiten, die notwendig sind, um die neuen Grundstücke zur Bewirtschaftung instand zu setzen, 
sind grundsätzlich unter besonderer Beachtung von 1.4 (Holz) vom neuen Besitzer selbst auszu-
führen. Wenn diese im Einzelfall das Maß der den übrigen Beteiligten zur Last fallenden Arbeiten 
erheblich übersteigen, kann der betroffene Beteiligte die Ausführung der Arbeiten durch die Teil-
nehmergemeinschaft beantragen. Evtl. Anträge sind bis zum 31.01.2019 bei der Flurbereini-
gungsbehörde zu stellen. Diese entscheidet nach entsprechender Prüfung, ob eine Ausführung 
durch die Teilnehmergemeinschaft erfolgt. 

6. Hinweise im Zusammenhang mit der Antragstellung auf flächenbezogene Ausgleichszahlungen 

Für alle Anträge auf Auszahlung der Direktzahlungen, von flächenbezogenen Zahlungen sowie 
von Zahlungen für Agrarumweltmaßnahmen müssen ab der Antragstellung 2019 die sich durch 
die vorläufige Besitzeinweisung ergebenden neuen Feldblockbezeichnungen und neuen Feld-
blockgrößen bzw. (soweit noch zulässig) neuen Flurstücksbezeichnungen und Flurstücksgrößen 
verwendet werden. 

Der elektronisch zu stellende Antrag auf Prämienzahlungen ist über das ANDI-Programm 2019 
zu stellen. Sollten sich im ANDI-Programm 2019 noch die nicht mehr gültigen Flächenangaben 
befinden, sind diese zu löschen und durch die aktuellen Feldblockbezeichnungen und Feldblock-
größen zu ersetzen.  

Die aktuellen Feldblockbezeichnungen und Feldblockgrößen sind ggf. bei der zuständigen Au-
ßenstelle der Landwirtschaftskammer Niedersachsen zu erfragen. 

Im Rahmen der vorläufigen Besitzeinweisung weisen wir auf die einschlägigen Vorgaben zum 
Erhalt des Dauergrünlandes gem. Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 in Verbindung mit dem Di-
rektzahlungen-Durchführungsgesetz hin. 

Weitere Auskünfte erteilt die Landwirtschaftskammer Niedersachsen. 

Sofern Flächen verpachtet sind, werden die Verpächter gebeten, ihre Pächter über die Änderun-
gen durch die vorläufige Besitzeinweisung zu unterrichten. Benötigte Unterlagen für Pachtflä-
chen können in den Erläuterungsterminen beantragt werden 

7. Zweifelsfälle/Streitigkeiten 

In allen sich aus diesen Überleitungsbestimmungen ergebenden Zweifelsfällen bzw. Streitigkeiten 
entscheidet das Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich als zu-
ständige Flurbereinigungsbehörde nach den geltenden Bestimmungen des Flurbereinigungsge-
setztes. 

8. Rechtsnachfolge 

Im Falle einer Veräußerung von Grundstücken sind die Planempfänger verpflichtet, ihren Rechts-
nachfolgern alle sich aus diesen Überleitungsbestimmungen ergebenden Auflagen mitzuteilen. 
Die Rechtsnachfolger haben das bis zum Erwerb durchgeführte Verfahren gegen sich gelten zu 
lassen (§15 FlurbG). 

 
Aurich, 24.10.2018 
 
Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems 
 - Geschäftsstelle Aurich -  
 
Im Auftrage 
Wieghaus 
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Öffentliche Bekanntmachung 
in der Flurbereinigung Alte Flumm 

Feststellungsbeschluss 
 
In der Flurbereinigung Alte Flumm, Kreis Aurich, wird die im Beschluss vom 24.10.2013 festgestellte 
Wertermittlung insoweit geändert, dass der Umrechnungsfaktor nunmehr auf 390,00 €/ Wertver-
hältniszahl festgesetzt wird. 
 
Begründung: 
 
Der Umrechnungsfaktor zur Ermittlung von Kapitalbeträgen für Geldabfindungen, Geldentschädigun-
gen und Geldausgleiche war nach Ziffer 10 des am 24.10.2013 festgestellten Ermittlungsrahmen zu 
überprüfen und anzupassen. Seit der Feststellung der Wertermittlung hat sich der durchschnittliche 
Verkehrswert für landwirtschaftlich genutzte Grundstücke erhöht, so dass der Umrechnungsfaktor 
auf 390,00 €/Wertverhältniszahl festgesetzt wird. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Amt für regiona-
le Landesentwicklung (ArL) Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg sowie bei der 
Geschäftsstelle Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, schriftlich oder zur 
Niederschrift Widerspruch erhoben werden. 
 
Hinweis: Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese öffentliche Bekanntmachung 
auch im Internet unter www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachun-
gen“ eingestellt. 
 
Aurich, 09.11.2018 
 
Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems 
 - Geschäftsstelle Aurich -  
 
Im Auftrage 
Wieghaus 
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